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A n t r a g  
 
Der Landtag wolle beschließen, 
 

die Landesregierung zu ersuchen 
 

zu berichten, 
 
1. welchen Beitrag die grün geführten Landesregierungen zum Klimaschutz in 

den Städten und Gemeinden geleistet haben;  
 
2. welche konkreten Klimaschutzprojekte vom Land in den vergangenen drei Jah-

ren in den einzelnen Stadt- und Landkreisen finanziell gefördert wurden (bitte 
mit Angabe des jeweiligen Fördervolumens);  

 
3. wie sie den bisherigen Erfolg des Förderprogramms „Klimaschutz-Plus“ für 

die einzelnen Kommunen beurteilt und welche Mengen an klimaschädlichen 
CO2-Emissionen hiermit jährlich eingespart werden konnten;  

 
4. inwiefern das Förderprogramm „Klimaschutz-Plus“ auch von Kirchengemein-

den und Sportvereinen zur energetischen Sanierung ihrer Gemeindehäuser und 
Sportstätten genutzt worden ist; 

 
5. welche Ziele sie mit dem „Klimaschutzpakt Baden-Württemberg“ verfolgt,  
 
6. welche Mittel für den „Klimaschutzpakt Baden-Württemberg“ in den vergan-

genen Jahren zur Verfügung gestellt wurden und welche Maßnahmen damit ge-
fördert werden; 

 
7. in welcher Form das Land seine Kommunen bei der Beratung von eigenen 

 Energieeinsparmaßnahmen unterstützt;

Antrag 
 
der Abg. Daniel Renkonen u. a. GRÜNE 

 

und 
 

Stellungnahme 
 
des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft

Klimaschutz in den Kommunen und Kreisen  
weiter voranbringen

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet 
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.
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 8. wie viele Bioenergiedörfer in Baden-Württemberg inzwischen existieren und 
wie ihr Anteil mit Unterstützung der Landesregierung weiter erhöht werden 
soll;  

 
 9. wie sie den Ausbau von erneuerbaren Energien auf kommunaler Ebene künf-

tig weiter verbessern will; 
 
10. wie sie die Solaroffensive (Freiflächen-Fotovoltaik und Solarthermie) mit Hil-

fe der Kommunen fortsetzen will; 
 
11. welche Ausbaupotenziale sie für die Geothermie auf kommunaler Ebene sieht. 
 
 
31. 01. 2019 
 
Renkonen, Lisbach, Marwein, Niemann, 
Dr. Murschel, Dr. Rösler, Schoch, Walter GRÜNE 
 
 
 
 
 
B e g r ü n d u n g  
 
Ohne den Klimaschutz vor Ort wird die grün geführte Landesregierung ihre ehr-
geizigen Klimaschutzziele bis zum Jahr 2030 nicht erreichen können. Daher sind 
die Städte und Gemeinden sowie die Kreise wichtige Partner beim Klimaschutz. 
Das Land hat dies rechtzeitig erkannt und in den vergangenen Jahren einen erfolg -
reichen Kurswechsel in der Energie- und Umweltpolitik vollzogen. Durch die 
 Novelle des Landesplanungsgesetzes wurde den Kommunen der Ausbau der Wind -
energie erheblich erleichtert. Ergänzend hierzu wurden die kommunalen Förder-
programme wie „Klimaschutz-Plus“ finanziell auf nunmehr 26 Millionen Euro 
für die Förderperioden 2018 und 2019 aufgestockt. Das Land darf in seinen An-
strengungen nicht nachlassen und muss auch den kommunalen Klimaschutz wei-
ter  vorantreiben.  
 
 
 
 
 
S t e l l u n g n a h m e  
 
Mit Schreiben vom 25. Februar 2019 Nr. 22-4500.2/600 nimmt das Ministerium 
für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft im Einvernehmen mit dem Ministerium 
für Finanzen und dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau zu 
dem Antrag wie folgt Stellung: 
 
 

Der Landtag wolle beschließen, 
 

die Landesregierung zu ersuchen 
 

zu berichten, 
 
 

1. welchen Beitrag die grün geführten Landesregierungen zum Klimaschutz in 
den Städten und Gemeinden geleistet haben;  

 
Der Klimaschutz wie auch die Anpassung an die Klimaveränderungen sind zen-
trale Aufgabenfelder des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft. 
Die Kommunen nehmen dabei eine Schlüsselrolle ein.  
 

1996 fand in Bad Säckingen ein erster kommunaler Klimaschutzkongress statt, 
der seither regelmäßig mit wechselnden Standorten und inhaltlichen Schwerpunk-
ten ausgetragen wird und seinerzeit grenzüberschreitend ausgerichtet wurde. In 
diesem Jahr findet am 22./23. Mai in Zusammenarbeit mit dem Bundesumwelt -
ministerium und der Stadt Heidelberg ein international ausgerichteter Kongress – 
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International Congress on Climate Action ICCA2019 – der subnationalen Ebene 
statt.  
 

Mit dem 2002 gestarteten und jährlich neu aufgelegten und fortgeschriebenen 
Förderprogramm Klimaschutz-Plus konnten in den vergangenen 16 Jahren in den 
Landkreisen, Städten und Gemeinden des Landes eine Vielzahl von Klimaschutz-
projekten gefördert werden. Hierzu wird auf die Stellungnahme zu den Fragen  
2. bis 4. verwiesen. 
 

Über das 2011 erstmals gestartete Programm KLIMOPASS (Klimaschutz und 
modellhafte Anpassung) werden auch Kommunen bei der Anpassung an die 
durch den Klimawandel bereits eingetreten und noch zu erwartenden Veränderun-
gen unterstützt. Im Zeitraum von 2011 bis 2016 wurden über 80 Projekte mit rund 
7,5 Mio. Euro unterstützt. Die bisherige Schwerpunktsetzung auf den Bereich der 
angewandten Forschung wurde seit 2018 in Richtung Umsetzungsunterstützung 
insbesondere für Kommunen weiterentwickelt. Neben der Förderung von Ein-
stiegs- und Vertiefungsberatungen werden Studien wie Klimaanalysen und Ver-
wundbarkeitsuntersuchungen gefördert bis hin zu Maßnahmen zur Hitzeentlas -
tung in sensiblen Bereichen (Kindergärten, Schulen, Pflegeheime). 
 

Im Jahr 2013 wurde das Förderprogramm „Klimaschutz mit System“ aufgelegt, 
das sich vorrangig an Gemeinden, Landkreise und Zweckverbände sowie deren 
Eigenbetriebe und Eigengesellschaften richtet. Rund 27 Mio. Euro aus Mitteln 
des Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung sowie ergänzende Landes-
mittel wurden in zwei Förderrunden ausgelobt. Neben CO2-Minderungsmaßnah-
men werden Aktivitäten gefördert, die zur Bewusstseinsbildung für den kommu-
nalen Klimaschutz beitragen, Verhaltensänderungen im Sinne des Klimaschutzes 
anregen oder CO2-mindernde Investitionen Dritter im Bereich Klimaschutz und 
Energie unterstützen.  
 

Mit der 1994 gegründeten Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg 
GmbH (KEA) sowie den zwischenzeitlich 35 regionalen Energieagenturen konn-
ten tragfähige Strukturen für den Klimaschutz in Baden-Württemberg aufgebaut 
werden. Eine schematische Übersicht dazu sowie zahlreiche weitere Informatio-
nen zum kommunalen Klimaschutz gibt der im vergangenen Jahr erstmals aufge-
legte „Statusbericht kommunaler Klimaschutz in Baden-Württemberg“  
(https://um.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/ 
umweltministerium-veroeffentlicht-statusbericht-kommunaler-klimaschutz-in- 
baden-wuerttemberg/). 
 

Der kommunale Klimaschutz wird vom Umweltministerium durch weitere Akti-
vitäten unterstützt und gefördert, wie beispielsweise dem 2014 initiierten Wett -
bewerb „Leitstern Energieeffizienz“, der seit 2016 im zweijährigen Rhythmus 
ausge lobt wird. Für die Teilnahme erhalten die Stadtkreise einen Zuschuss von 
3.000 Euro bzw. 2.000 Euro bei wiederholter Teilnahme und die Landkreise 
4.500 Euro bzw. 3.000 Euro. In den Jahren 2016 und 2018 wurden vom Umwelt-
ministerium insgesamt 82.000 Euro bzw. 80.500 Euro bereitgestellt.  
 

Ein wichtiger Meilenstein in der Klimapolitik des Landes wurde mit dem am  
17. Juli 2013 fraktionsübergreifend beschlossenen Klimaschutzgesetz (KSG BW) 
erreicht. Der Klimaschutz erhielt damit Gesetzesrang. Darauf aufbauend wurde 
unter breiter Beteiligung von Organisationen und Verbänden sowie Bürgerinnen 
und Bürgern ein Integriertes Energie- und Klimaschutzkonzept (IEKK) beschlos-
sen.  
 

Die öffentliche Hand nimmt nach dem KSG BW eine wichtige Vorbildrolle ein. 
Die Kommunen erfüllen dabei ihre Vorbildfunktion in eigener Verantwortung 
und werden von der Landesregierung unterstützt. Auf die weitergehenden Aus-
führungen zum Klimaschutzpakt zu den Fragen 5. und 6. wird verwiesen. Aktuell 
läuft die Weiterentwicklung des Klimaschutzgesetzes und in dessen Folge die 
Fortschreibung des IEKK.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 5627

4

2. welche konkreten Klimaschutzprojekte vom Land in den vergangenen drei Jah-
ren in den einzelnen Stadt- und Landkreisen finanziell gefördert wurden (bitte 
mit Angabe des jeweiligen Fördervolumens);  

 
Das Umweltministerium unterstützt die kommunalen Klimaschutzaktivitäten 
durch die Förderprogramme Klimaschutz-Plus und KLIMOPASS (Klimaschutz 
und modellhafte Anpassung) sowie das überwiegend mit EU-Mitteln ausgestattete 
Programm Klimaschutz mit System. Darüber hinaus gibt es noch zahlreiche Pro-
gramme zur Förderung der Energiewende. 
 
Tabelle 1: Förderprogramme im Bereich Klimaschutz und Klimaanpassung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Eine Auswertung von Klimaschutz-Plus in den Förderjahren 2016 bis 2018 je 
Stadt- und Landkreis ist in der nachfolgenden Tabelle dargestellt.  
 
Tabelle 2: Klimaschutz-Plus 016-2018 
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In den Jahren 2016 bis 2018 wurden für die Erstellung von Wärmeplänen und den 
Bau von Wärmenetzen folgende Zuschüsse bewilligt: 
 
Tabelle 3: Bewilligung von Wärmeplänen/Bau von Wärmenetzen 2016 bis 2018 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. wie sie den bisherigen Erfolg des Förderprogramms „Klimaschutz-Plus“ für 

die einzelnen Kommunen beurteilt und welche Mengen an klimaschädlichen 
CO2-Emissionen hiermit jährlich eingespart werden konnten;  

 
Seit dem Jahr 2002 unterstützt das Land mit dem Förderprogramm „Klimaschutz-
Plus“ Investitionen von Unternehmen, Kommunen, kirchlichen Einrichtungen und 
Vereinen in den Klimaschutz. Seither wurden über 5.800 Vorhaben mit mehr als 
130 Mio. Euro bezuschusst. Die damit ausgelösten Investitionen von rund 950 Mio. 
Euro haben den CO2-Ausstoß des Landes um über 305.000 Tonnen pro Jahr ge-
mindert.  
 

Das Förderprogramm Klimaschutz-Plus wurde in den vergangenen Jahren regel-
mäßig den sich verändernden Anforderungen, vor allem mit Blick auf eine mögli-
che Bundesförderung, angepasst.  
 

Seit 2018 können Schulträger eine ergänzende Förderung für nachhaltige energe-
tische Sanierungen erhalten. Der ergänzende Zuschuss beträgt 60 Euro je Quadrat -
meter Schulfläche, wenn auf den Standard KfW 70 saniert wird. Besonders ambi-
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tionierte Sanierungen auf KfW 55 werden mit 120 Euro je Quadratmeter, bis zu 
1,2 Mio. Euro zusätzlich, bezuschusst. 
 

Darüber hinaus werden auf kommunaler Ebene zahlreiche Klimaschutzaktivitäten 
Dritter wie beispielsweise die der zwischenzeitlich landesweit 35 regionalen Ener -
gieagenturen unterstützt. Außerdem gibt es ein breites Förderangebot, über das das 
kommunales Engagement, die Energiewende mit Leben zu erfüllen, unterstützt wird.  
 
 

4. inwiefern das Förderprogramm „Klimaschutz-Plus“ auch von Kirchengemein-
den und Sportvereinen zur energetischen Sanierung ihrer Gemeindehäuser und 
Sportstätten genutzt worden ist; 

 
Das Förderprogramm Klimaschutz-Plus richtet sich neben den Kommunen sowie 
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) auch an Kirchengemeinden und Ver-
eine. 
 

Kirchliche Einrichtungen nehmen vor allem die Beratungsangebote an. In über 
1.300 Fällen wurden knapp 2,4 Mio. Euro für Energiediagnosen und Energie -
management bewilligt. Außerdem wurden 240 Vorhaben zur Umsetzung der 
Empfehlungen durch energetische Sanierung von Gemeindehäusern und Kirchen 
mit rund 4 Mio. Euro gefördert.  
 

Der Landesregierung ist bewusst, dass eingetragene gemeinnützige Vereine durch 
eine nachhaltige energetische Sanierung vor sehr hohen finanziellen Herausforde-
rungen stehen. Deshalb können sie gleichzeitig Fördermittel aus Programmen des 
Bundes und des Landes – soweit nach diesen Programmen zulässig – bis zu einem 
Gesamtfördersatz von 80 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben in Anspruch 
nehmen. Außerdem können eingetragene gemeinnützige Vereine zur Absicherung 
ihres verbleibenden Finanzierungsbedarfs auf das „Bürgschaftsprogramm: Finan-
zierung von Vereinsstätten“ der L-Bank zurückgreifen.  
 
 

5. welche Ziele sie mit dem „Klimaschutzpakt Baden-Württemberg“ verfolgt;  
 
Der Klimaschutzpakt ist eine Vereinbarung zwischen dem Land und den kommu-
nalen Landesverbänden, die zunächst für die Jahre 2016 und 2017 geschlossen 
und im vergangenen Jahr für 2018 und 2019 fortgeschrieben wurde. Mit dem Kli-
maschutzpakt setzen die Partner den gesetzlichen Auftrag des Klimaschutzgeset-
zes Baden-Württemberg um, wonach das Land die Kommunen bei der Umset-
zung ihrer Vorbildfunktion unterstützt. Die Partner haben im Rahmen des Paktes 
zahlreiche neue Fördertatbestände geschaffen, die überwiegend im Förderpro-
gramm Klimaschutz-Plus umgesetzt wurden. 
 

Im Klimaschutzpakt bekennen sich das Land und die kommunalen Landesverbän-
de zur Vorbildwirkung der öffentlichen Hand und zu den klimapolitischen Zielen 
des Klimaschutzgesetzes. Sie verfolgen das gemeinsame Ziel, bis zum Jahr 2040 
in ganz Baden-Württemberg weitgehend klimaneutrale Kommunalverwaltungen 
zu erreichen. Zudem wird festgelegt, dass die Erarbeitung und Umsetzung kom-
munaler Klimaschutzziele und -maßnahmen für das Erreichen der ambitionierten 
Ziele des Klimaschutzgesetzes notwendig sind. Die Partner wollen gemeinsam 
dazu beitragen, dass deutlich mehr Kommunen in Baden-Württemberg integrierte 
Energie- und Klimaschutzkonzepte erarbeiten oder an handlungsorientierten 
 Energiemanagementprozessen teilnehmen.  
 

Das Land und die kommunalen Landesverbände möchten, dass möglichst viele 
Kommunen den Klimaschutzpakt unterstützen. Hierzu können alle Kommunen 
eine unterstützende Erklärung abgeben. Bis Anfang Februar 2019 haben 245 Ge-
meinden, Städte und Landkreise unterstützende Erklärungen beim Umweltminis -
terium eingereicht.
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6. welche Mittel für den „Klimaschutzpakt Baden-Württemberg“ in den vergan-
genen Jahren zur Verfügung gestellt wurden und welche Maßnahmen damit ge-
fördert werden; 

 
Der Klimaschutzpakt wurde zunächst für die Jahre 2016 und 2017 vereinbart. Im 
Rahmen dieses Paktes wurden Mittel für kommunale Klimaschutzmaßnahmen in 
Höhe von 3 Mio. Euro bereitgestellt. Mit der Fortschreibung des Klimaschutz-
pakts für die Jahre 2018 und 2019 wurden die Mittel für kommunale Klima-
schutzmaßnahmen gegenüber den Vorjahren deutlich aufgestockt. In den Jahren 
2018 und 2019 stellt die Landesregierung den Gemeinden, Städten und Landkrei-
sen Fördermittel in Höhe von insgesamt 16 Mio. Euro zur Verfügung. Das Land 
unterstützt über die neue Vereinbarung vor allem Angebote zur Beratung und 
Vernetzung von Kommunen und kommunalen Einrichtungen sowie von Multipli-
katorinnen und Multiplikatoren und Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern, ins-
besondere Gemeinde-, Stadt- und Kreisrätinnen und -räte im Bereich Klima-
schutz, erneuerbare Energien und Energieeffizienz. Erstmals stehen auch Förder-
mittel für nachhaltige, energieeffiziente Sanierungen von Schulen bereit. 
 
 

7. in welcher Form das Land seine Kommunen bei der Beratung von eigenen 
 Energieeinsparmaßnahmen unterstützt; 

 
Die bei der KEA eingerichteten und vom Land geförderten Kompetenzzentren 
stehen auch den Kommunen unterstützend zur Seite. Bearbeitet werden die The-
men Kommunaler Klimaschutz, Contracting, Kraft-Wärme-Kopplung, Energie -
management, Wärmenetze – allesamt Themen, die für Kommunen von großer Be-
deutung sind. Das Kompetenzzentrum „Zukunft–Altbau“ umfasst inzwischen 
auch Nichtwohngebäude, sodass auch hier Kommunen Rat erhalten und profitie-
ren können. 
 

Daneben stehen in den meisten Landkreisen regionale Energieagenturen zur Ver-
fügung, die häufig auch die Kommunen unterstützen. Für deren Arbeit stehen, 
 neben der Anschubfinanzierung, verschiedene Förderbausteine beispielsweise im 
Programm Klimaschutz-Plus zur Verfügung. 
 
 

8. wie viele Bioenergiedörfer in Baden-Württemberg inzwischen existieren und wie 
ihr Anteil mit Unterstützung der Landesregierung weiter erhöht werden soll;  

 
Ende 2018 waren in Baden-Württemberg 102 Bioenergiedörfer in Betrieb und 
weitere neun in Bau. Allerdings verliert der Begriff „Bioenergiedorf“ zunehmend 
an Bedeutung. Zum einen gibt es keine bundeseinheitlich gültige Definition, zum 
anderen wird die Integration anderer erneuerbarer Energien wie Solarthermie so-
wie Abwärme immer wichtiger. Bundesweit wird deshalb inzwischen häufig von 
Energiedörfern oder auch Nahwärmedörfern gesprochen.  
 

Im Förderprogramm „Energieeffiziente Wärmenetze“ spielt die Förderung von 
Energiedörfern nach wie vor eine große Rolle. Bis Ende 2018 wurde für 40 Pro-
jekte eine Förderung bewilligt, davon waren 23 Energiedörfer-Projekte. In 16 Fäl-
len handelt es sich um neue Wärmenetze, in sieben sind es Erweiterungen in be-
stehenden Energiedörfern. Immer noch ist die Nutzung von Bioenergie aus Bio-
gasanlagen (17 Projekte) und Hackschnitzelfeuerungen (12 Projekte) die wich -
tigste Wärmequelle. Große Solarthermie wird in vier Wärmenetzen überwiegend 
zur Deckung des Wärmebedarfs im Sommer eingesetzt. 
 

Neue Wärmenetze auf Basis von Biogaswärme werden zukünftig nur noch ver-
einzelt errichtet werden, da die gesicherte Laufzeit der EEG-Vergütung immer 
kürzer wird. Es gilt deshalb, verstärkt Alternativen zu entwickeln. Vorrangig 
dürfte dies im ländlichen Raum die große Solarthermie sein, die dort den notwen-
digen Platz für eine wirtschaftliche Wärmeerzeugung findet. Aber auch die Nut-
zung gewerblicher oder industrieller Abwärme ist bei vorhandenen Quellen eine 
gute Wahl. Auch dafür gibt es bereits Vorbilder wie z. B. in Bonndorf.  
 

Beide Alternativen werden im Förderprogramm Energieeffiziente Wärmenetze 
bereits mit einem Bonus gefördert. Außerdem gibt es sehr interessante Fördermög -
lichkeiten des Bundes für Solarkollektoren und die Auskopplung von Abwärme.
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9. wie sie den Ausbau von erneuerbaren Energien auf kommunaler Ebene künftig 
weiter verbessern will; 

 
Auf kommunaler Ebene gilt es, beim Ausbau von erneuerbaren Energien zum 
 einen die Möglichkeiten der eigenen erneuerbaren Energieerzeugung zu nutzen 
und zum anderen, die Weichen dafür zu stellen, dass erneuerbare Energien von 
Dritten genutzt werden können. 
 

Möglichkeiten zur Eigennutzung von erneuerbaren Energien bestehen insbeson-
dere bei der Stromerzeugung aus PV-Anlagen auf kommunalen Liegenschaften 
und aus KWK-Anlagen in Verbindung mit Wärmenutzung. Bei der erneuerbaren 
Wärmeerzeugung stehen die kommunalen Gebäude im Vordergrund, über die Ini-
tiierung bzw. den Bau von Wärmenetzen kann aber auch die gesamte Kommune 
einbezogen werden. 
 

Insbesondere bei der Stromerzeugung aus Wind und Sonne im Außenbereich 
spielen Kommunen eine wesentliche Rolle durch die Bereitstellung entsprechen-
der Flächen in Flächennutzungs- und Bebauungsplänen. Auch beim Bau von 
Wärmenetzen durch Dritte ist die Mitarbeit der Kommune von entscheidender 
Bedeutung. 
 

Das Land unterstützt die Kommunen dabei auf vielfältige Weise. Über das För-
derprogramm Energieeffiziente Wärmenetze (siehe Frage 8) werden die Erstel-
lung von Wärmeplänen und der Bau von Wärmenetzen unterstützt und Initiativen 
gefördert, die auf Ebene der Regionen beratend und betreuend die Akteure beglei-
ten. Die vielfältige Förderung für solare Energiegewinnung ist in der Stellungnah-
me auf Frage 10 dargestellt. 
 

Auch die KEA setzt sich stark für den Ausbau der erneuerbaren Energien ein, ins-
besondere mit den bei ihr angesiedelten Kompetenzzentren und vor allem bei 
Kommunen. Zu den Aktivitäten zählt der vom Kompetenzzentrum Kommunaler 
Klimaschutz der KEA erarbeitete und 2018 erstmals veröffentlichte „Statusbe-
richt kommunaler Klimaschutz in Baden-Württemberg“. Der Bericht dokumen-
tiert auf Klimaschutz zielende Aktivitäten und die entsprechenden Ergebnisse 
bzw. Erfolge aller baden-württembergischen Kommunen. Unter der Vielzahl der 
erfassten Aktivitäten findet sich auch der Einsatz erneuerbarer Energien. Die im 
Bericht landkreisscharfe Darstellung bzw. die im Hintergrund sogar kommunen-
scharf erfassten Daten und Informationen sorgen für höchstmögliche Transparenz 
in diesem Bereich und geben durch den möglichen Vergleich der Kreise und 
Kommunen untereinander Anreize für einen verstärkten Ausbau der erneuerbaren 
Energien. Kommunen können sich Steckbriefe ihrer Ergebnisse erstellen lassen 
oder auch ihr gesamtes Profil einsehen. Die Erhebung soll in zweijährlichem 
 Rhythmus fortgeführt und weiter verfeinert werden. Zudem ist angedacht, die Er-
gebnisse künftig aktiv in die Kreise einzubringen und dabei gezielt auf Ausbau -
potenziale hinzuweisen.  
 

Der Ausbau der erneuerbaren Energien ist regelmäßiger Bestandteil vieler Akti-
vitäten, welche die Teilnahme einer Kommune am Klimaschutzpakt, die Umset-
zung eines kommunalen Klimaschutzkonzepts, die Teilnahme einer Kommune 
am European Energy Award (eea) oder auch die Inanspruchnahme von einschlä-
gigen Förderprogrammen des Landes und Bundes nach sich ziehen. Das Kompe-
tenzzentrum Kommunaler Klimaschutz der KEA wirkt in seinen sämtlichen, auf 
Kommunen zielenden Aktivitäten auf eine verstärkte Nutzung dieser Möglichkei-
ten hin und wird diese weiter ausbauen. 
 

Das Kompetenzzentrum Wärmenetze der KEA informiert, erbringt Initialberatun-
gen und unterstützt entsprechende Netzwerke, insbesondere die im Zuge des För-
derprogramms Energieeffiziente Wärmenetze gegründeten regionalen Wärmenetz-
Initiativen. Die Aktivitäten beflügeln auch den Ausbau der erneuerbaren Ener -
gien, da Holzfeuerungsanlagen, Solarwärmeanlagen oder auch die Nutzung von 
Geothermie regelmäßig als Wärmequellen für Wärmenetze in Betracht kommen. 
Der in Form des deutsch-dänischen Dialoges vom Kompetenzzentrum bewirkte 
Informations- und Wissenstransfer zum Thema großflächiger Solarwärmeanlagen 
soll künftig noch weiter ausgebaut werden.  
 

Das Kompetenzzentrum Contracting der KEA arbeitet an der Entwicklung günsti-
ger Rahmenbedingungen für Contracting-Lösungen. Es stellt entsprechende In-
formationen für potenzielle Anbieter von Contractingdienstleistungen bereit und 
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begleitet Kommunen und andere Gebäudebetreiber, die Vorhaben in Form von 
Contracting umsetzen möchten. Bei diesen trägt ein Dienstleister nicht nur die In-
vestition an einer Anlage oder profitiert von Einsparmaßnahmen, sondern ist auch 
für deren effizienten Betrieb, ggf. in Form einer Einspargarantie, zuständig. Im 
Rahmen der Erneuerung von Wärmeerzeugungsanlagen kommen dabei immer 
wieder auch erneuerbare Energien, vor allem in Form von Holzfeuerungsanlagen, 
zum Zuge. Contracting bietet damit eine Möglichkeit für eine verstärkte und ge -
sicherte Umsetzung derartiger Wärmeversorgungslösungen. Ein Großteil der Ak-
tivitäten zielt dabei auf Kommunen. 
 

Schließlich bietet auch das von der KEA umgesetzte Informations- und Motiva-
tionsprogramm Zukunft Altbau allen Interessierten Informationen und Unterstüt-
zung für den Einsatz erneuerbarer Energien in Wohn-, aber auch in Nichtwohn -
gebäuden an. Dies geschieht in Form von Informationen im Internet, auf Messen 
oder per Printprodukten, über das Beratungstelefon, die Vermittlung von Beratun-
gen, Vorträgen auf Veranstaltungen oder das vor Ort buchbare Sanierung(s)Mobil. 
 

Darüber hinaus arbeitet die KEA auch im Bereich der Forschung und Entwick-
lung sowie im Bereich der Demonstration auf den Ausbau der Erneuerbaren hin: 
So werden im Forschungsprojekt ANSWER-kommunal die Grundlagen für eine 
kommunale Wärmeplanung, bei der den erneuerbaren Energien stets eine große 
Bedeutung zukommt, erarbeitet. Im EU-Projekt InEECo wurden Sanierungsinves -
titionen im mittleren zweistelligen Millionenbereich initiiert, die teilweise den Ein -
satz erneuerbarer Wärmeerzeugungsanlagen beinhaltet haben. Es ist angedacht, 
diese Initiative auf Ebene des Landes weiterzuführen. 
 
 

10. wie sie die Solaroffensive (Freiflächen-Fotovoltaik und Solarthermie) mit Hilfe 
der Kommunen fortsetzen will; 

 
Freiflächensolaranlagen (Photovoltaik-Freiflächenanlagen (PV-FFA) und Solar -
thermieanlagen) sind nach dem Baugesetzbuch in der Regel nicht als privilegierte 
Vorhaben im Außenbereich zulässig. Insoweit sind ein Bebauungsplan und gege-
benenfalls eine Änderung des Flächennutzungsplans erforderlich. Aufgrund der 
Förderbedingungen des EEG sind PV-FFA zudem in der Regel nur dann förder-
fähig, wenn sie innerhalb eines Bebauungsplans errichtet werden sollen. Die 
Kommunen als Träger der Bauleitplanung können damit wichtige Impulse für den 
Klimaschutz und den nachhaltigen Umbau des Energiesystems setzen. 
 

Um den Kommunen bei der Umsetzung der erforderlichen Schritte und für die 
politische Diskussion vor Ort Unterstützung anzubieten, hat die Landesregierung 
mehrere Maßnahmen auf den Weg gebracht wie beispielsweise die Freiflä chen -
öffnungs-Verordnung (FFÖ-VO). Derzeit ist ein Handlungsleitfaden für Frei -
flächensolaranlagen mit Informationen zu Wirtschaftlichkeit, Planung und insbe-
sondere zur ökologischen Gestaltung von Freiflächensolaranlagen für Kommu-
nen, Behörden, Projektierer sowie Planungsbüros in Erarbeitung. Die vielfältigen 
Optionen zur Verbesserung der Biodiversität bei der Errichtung von Freiflächen-
solaranlagen durch Maßnahmen, die auf der Vorhabenfläche umgesetzt werden, 
sollen dabei gezielt adressiert werden. Die Veröffentlichung des Leitfadens sowie 
begleitende Informationsveranstaltungen befinden sich in der Vorbereitung.  
 

Mit der Förderung von zwölf regionalen Photovoltaik-Netzwerken sowie einer 
landesweiten Netzwerkinitiative werden lokale Akteure durch Informationen, Be-
ratungen und Erfahrungsaustausch in ihren Maßnahmen und Aktivitäten unter-
stützt. Mit Veranstaltungen, Exkursionen und der Darstellung guter Beispiele sol-
len Hemmnisse beim Photovoltaikausbau überwunden werden. Die Dauer der 
Förderung durch das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft be-
trägt drei Jahre, in der seitens des Landes insgesamt 3,5 Mio. Euro bereitgestellt 
werden. Alle Netzwerke haben ihre Arbeit bereits aufgenommen. Eine entspre-
chende Webseite mit Informationen zu den Netzwerkinitiativen befindet sich im 
Aufbau (www.photovoltaik-bw.de). 
 

Das vom Umweltministerium geförderte Dialogforum „Erneuerbare Energien und 
Naturschutz“ (www.dialogforum-energie-natur.de) wurde im Hinblick auf eine 
naturverträgliche Umsetzung der Energiewende als Plattform bei den Natur-
schutzverbänden BUND und NABU eingerichtet. Die Förderung wurde aktuell 
um drei Jahre verlängert. Mit dieser Verlängerung wurde der Aufgabenbereich 
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um das Thema Photovoltaik als weiterer Schwerpunkt erweitert. Das Dialog -
forum steht somit als Ansprechpartner für Fragen rund um den Natur- und Arten-
schutz beim Ausbau der Solarenergie insbesondere den lokalen Akteuren zur Ver-
fügung. 
 

Mit dem „Forum Energiedialog“ (FED) bietet das Land den Kommunen bei der 
Umsetzung der Energiewende Unterstützung und Handreichungen an. Zusammen 
mit Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern entwickelt FED Strategien, die früh-
zeitig die Entstehung heftiger Konflikte vermeiden oder in ihrer Eskalation be-
grenzen sollen (www.energiedialog-bw.de). Im Zusammenhang mit der Verabschie -
dung der Freiflächenöffnungsverordnung (FFÖ-VO) durch die Landesregierung 
im März 2017 beschäftigt sich FED nun auch intensiv mit dem Thema Freiflä -
chen-Photovoltaik und möglicher Konfliktbegleitung von Kommunen beim Aus-
bau von PV-FFA.  
 

Bei den Regierungspräsidien sind die 2012 seitens der Landesregierung einge-
richteten Kompetenzzentren Energie zentrale Ansprechpartner bei fachlichen und 
rechtlichen Fragen rund um den Ausbau der Solarenergie. Als Scharnierstelle 
zwischen Ministerien, nachgeordneten Behörden, Kommunen, Projektierern, Pla-
nern und interessierten Bürgerinnen und Bürgern kommt den Kompetenzzentren 
insbesondere koordinierende Funktion zu. Den kommunalen Planungsträgern bie-
ten sie gerade auch bei planungsrechtlichen Fragen Hilfestellung an. 
 

Der Energieatlas Baden-Württemberg (www.energieatlas-bw.de) stellt ein strate-
gisches Informationsinstrument im Bereich der Energiewende dar und wird im 
Auftrag des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft von der Lan-
desanstalt für Umwelt Baden-Württemberg (LUBW) betrieben und in einem kon-
tinuierlichen Prozess fortentwickelt. Durch eine Übersicht der nach EEG 2017 
und FFÖ-VO förderfähigen Flächenkulisse für Freiflächen-Photovoltaikanlagen 
und entgegenstehender Restriktionen wurde das bereits bestehende Informations-
angebot im thematischen Kontext der Solarenergie (Dachflächenpotenzial, beste-
hende Anlagen auf Dach- und Freiflächen) verbessert.  
 

Mit dem breit angelegten Landesförderprogramm Energieeffiziente Wärmenetze 
sollen nicht nur Investitionen für den Bau und die Erweiterung von Wärmenetzen 
– in diesem Zusammenhang ist u. a. die Nutzung von großer Solarthermie von Be-
deutung –, sondern auch die Unterstützung von Akteuren bei Bürgerberatung, In-
formationsveranstaltungen, Planung und Netzwerkbildung gefördert werden. Ziel 
ist es, für die verschiedenen Einsatzmöglichkeiten von Wärmenetzen zu sensibili-
sieren und gemeinsam mit Interessierten Strategien und Umsetzungsmaßnahmen 
zu entwickeln. Dafür wurde bei der KEA ein Kompetenzzentrum Wärmenetze 
eingerichtet und für jede Region des Landes die Unterstützung einer Beratungs -
initiative vorgesehen. Damit sollen sowohl übergeordnet als auch regional Kom-
munen und die Öffentlichkeit über das Thema informiert und konkrete fachlich-
konzeptionelle Vorschläge zur Umsetzung von Wärmenetzen in Kommunen ge-
macht werden. Auf Ebene der Regionen kann dazu auch gehören, konkrete Pro-
jekte proaktiv zu begleiten und voranzutreiben, um Akzeptanz in der Bevölkerung 
zu schaffen. 
 
 

11. welche Ausbaupotenziale sie für die Geothermie auf kommunaler Ebene sieht. 
 
Werden alle geothermischen Wärmequellen – oberflächennahe Geothermie mit 
Wärmepumpen, Speichersysteme in mittleren Tiefen und die Wärmeenergie, die 
in größerer Tiefe gespeichert ist – zusammengefasst, kann rein theoretisch dauer-
haft die kommunale Wärmeversorgung über Geothermie sichergestellt werden.  
 

Laut Expertenaussage könnte man sich vorstellen, in einem ehrgeizigen Szenario 
mit entsprechenden Investitionen in die kommunale Infrastruktur und in Verbin-
dung mit einer Verringerung der benötigten Heizleistung (Dämmung von Gebäu-
den), mit einem Mix der verschiedenen geothermischen Systeme in den kommen-
den 50 Jahren über 50 Prozent der Wärmebereitstellung zu realisieren.  
 

Zur Potenzialermittlung der oberflächennahen Geothermie steht auf der Internet-
seite des Landesamts für Geologie, Rohstoffe und Bergbau das System ISONG 
(Informationssystem Oberflächennahe Geothermie) zur Verfügung (https://lgrb-
bw.de/informationssysteme/geoanwendungen/isong), bei dem lokal das geother-
mische Potenzial für Erdwärmesonden punktgenau abgeschätzt und auf mögliche 
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Risiken (quellende Horizonte, Hohlräume im Untergrund) hingewiesen wird. In 
weiten Teilen Baden-Württembergs kann die oberflächennahe Geothermie ge-
nutzt werden. 
 

Bei der oberflächennahen Geothermie könnten Synergieeffekte genutzt werden, 
wenn nicht jeweils für jedes Haus eine Anlage erstellt wird, sondern wenn es 
Quartierslösungen z. B. mit Stadtwerken als Wärmeversorger gibt. 
 

Zur Nutzung der tiefen Geothermie steht ein enorm großes Potenzial zur Verfü-
gung, insbesondere am Oberrhein und im Molassebecken. Allerdings müssen in 
den Kommunen auch die entsprechenden Verteilernetze genutzt bzw. geschaffen 
werden. Für viele Gemeinden stellt aber der Bau der notwendigen Infrastruktur 
ein finanzielles Problem dar, selbst wenn es einen Betreiber für die Geothermie-
anlage geben würde. 
 
 
Untersteller 
 

Minister für Umwelt, 
Klima und Energiewirtschaft
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